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1. Instanz

Aktenzeichen S 5 RJ 222/98 A
Datum 18.05.1999

2. Instanz

Aktenzeichen L 14 RJ 432/99
Datum 19.07.2001

3. Instanz

Datum -

I. Die Berufung gegen den Gerichtsbescheid des Sozialgerichts Landshut vom 18.
Mai 1999 wird mit der MaÃ�gabe zurÃ¼ckgewiesen, dass die Klage gegen den
Bescheid vom 7. MÃ¤rz 1997 in Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 29.
August 1997 unzulÃ¤ssig gewesen ist.
II. AuÃ�ergerichtliche Kosten des Berufungsverfahrens sind nicht zu erstatten.
III. Die Revision wird nicht zugelassen.

Tatbestand:

Streitig zwischen den Beteiligten ist ein Anspruch auf Rente wegen Berufs- und
ErwerbsunfÃ¤higkeit bzw. wegen teilweiser oder voller Erwerbsminderung (Â§Â§ 43,
44 des Sozialgesetzbuches Teil VI â�� SGB VI â�� in den ab 01.01.1992 und
01.01.2001 geltenden Fassungen).

Die Beklagte hatte den im September 1996 gestellten Rentenantrag des im Jahre
1946 geborenen KlÃ¤gers, eines jugoslawischen StaatsangehÃ¶rigen mit 16 Monate
deutschen und ca. 29 Jahren serbischen Versicherungszeiten, mit Bescheid vom
07.03.1997 in der Fassung des Widerspruchsbescheides vom 29.08.1997 abgelehnt.
Der Widerspruchsbescheid wurde einmal am 02.09.1997 mit
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Einschreiben/RÃ¼ckschein zur Post gegeben und ist laut Postvermerk, Unterschrift
des KlÃ¤gers und Datum auf dem RÃ¼ckschein ihm in Serbien am 05.09.1997
zugestellt worden. Weiterhin ist eine Ausfertigung des Widerspruchsbescheides aus
in der Versichertenakte nicht ersichtlichen GrÃ¼nden nochmals am 28.10.1997 auf
dem Postweg gebracht und nach dem Inhalt des zweiten RÃ¼ckscheins dem
KlÃ¤ger am 04.11.1997 in Serbien zugegangen.

Mit einem beim Postamt in Serbien am 09.02.1998 gestempelten und beim
Sozialgericht Landshut am 16.02.1998 eingegangenen Schreiben wurde Klage
erhoben und hierbei der vollstÃ¤ndige Widerspruchsbescheid vom 29.08.1997 (mit
dem Stempelaufdruck "Eingang bei der Landesversicherungsanstalt am
16.10.1997") vorgelegt.

Nach Einholung eines Aktenlage-Gutachtens und einer ergÃ¤nzenden
Stellungnahme des Dr.Z. wies das Sozialgericht die Klage insulinpflichtigen Diabetes
mellitus mit beginnenden FolgeschÃ¤den (Polyneuropathie,
DurchblutungsstÃ¶rungen), chronischen ZwÃ¶lffingerdarmgeschwÃ¼rs und
psychovegetativen Syndroms in der Lage sei, leichte bis mittelschwere TÃ¤tigkeiten
ohne groÃ�e Anforderungen an die nervliche Belastbarkeit vollschichtig zu
verrichten.

Mit der hiergegen am 05.07.1999 beim Sozialgericht Landshut eingelegten
Berufung verfolgte der KlÃ¤ger sein Rentenbegehren weiter. Der Senat hat ein
neurologisch-psychiatrisches Gutachten des Dr.K. vom 28.06.2000, ein
internistisches Gutachten des Dr.P. vom 20.07.2000 und ein augenÃ¤rztliches
Gutachten des Dr.S. vom 14.02.2001 eingeholt, aus denen sich an wesentlichen
GesundheitsstÃ¶rungen ein seit 1995 bekannter, seit 1999 insulinpflichtiger und
nicht ganz optimal eingestellter Diabetes mellitus Typ II und eine Retinopathie
(Netzhauterkrankung) bei herabgesetzter SehschÃ¤rfe ergaben, weiterhin an
leistungsrechtlich nicht relevanten Nebenbefunden u.a. eine Polyneuropathie, eine
low-dose-AbhÃ¤ngigkeit von Benzodiazepinen, eine beginnende periphere arterielle
Verschlusskrankheit Stadium I bis II a, eine beginnende Nephropathie und ein
leichter Leberparenchymschaden. Nach der Ansicht der SachverstÃ¤ndigen war und
ist der KlÃ¤ger bei Beachtung qualitativer EinschrÃ¤nkungen noch in der Lage,
vollschichtig TÃ¤tigkeiten des allgemeinen Arbeitsmarkts zu verrichten und kann
u.a. als (einfacher) TagespfÃ¶rtner eingesetzt werden.

Der Senat hat den KlÃ¤ger zunÃ¤chst auf die MÃ¶glichkeit der ZurÃ¼ckweisung der
Berufung wegen fehlenden Rentenanspruchs hingewiesen, spÃ¤ter auch darauf,
dass es zu einer sachlichen PrÃ¼fung des Klageanspruchs in zweiter Instanz nicht
kommen werde, weil bereits die Klagefrist versÃ¤umt worden sei und die Klage
wegen UnzulÃ¤ssigkeit abgewiesen werden hÃ¤tte mÃ¼ssen; GrÃ¼nde, dass er
ohne Verschulden gehindert gewesen sei, die Klagefrist einzuhalten, und dass das
Sozialgericht Wiedereinsetzung in den vorigen Stand gewÃ¤hren hÃ¤tte mÃ¼ssen,
seien nach Sachlage nicht ersichtlich. Aufgefordert, hierzu Stellung zu nehmen, hat
der KlÃ¤ger lediglich mitgeteilt, dass er wegen seines schlechten
Gesundheitszustands im Jahre 1998 die Klage etwas verspÃ¤tet zur Post gebracht
habe; leider kÃ¶nne er sich nicht mehr so genau erinnern.
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Der KlÃ¤ger beantragt in der Hauptsache,

den Gerichtsbescheid des Sozialgerichts Landshut vom 18.05.1999 und den
Bescheid der Beklagten vom 07.03.1997 in Gestalt des Widerspruchsbescheides
vom 29.08.1997 aufzuheben und die Beklagte zu verurteilen, ihm Rente wegen
geminderter ErwerbsfÃ¤higkeit bzw. Erwerbsminderung unter BerÃ¼cksichtigung
des Rentenantrags vom 10.09.1996 zu zahlen.

Die Beklagte beantragt,

die Berufung zurÃ¼ckzuweisen.

Dem Senat lagen zur Entscheidung die Prozessakten beider RechtszÃ¼ge vor. Zur
ErgÃ¤nzung des Tatbestandes insbesondere hinsichtlich des Inhalts der Ã¤rztlichen
Unterlagen und des Vortrags der Beteiligten wird hierauf sowie auf die zu
Beweiszwecken beigezogene Versichertenakte der Beklagten Bezug genommen.

EntscheidungsgrÃ¼nde:

Die form- und fristgerecht eingelegte Berufung (Â§Â§ 143 f., 151 des
Sozialgerichtsgesetzes â�� SGG -) ist zulÃ¤ssig, in der Hauptsache aber
unbegrÃ¼ndet.

Auch der Senat ist, allerdings aus anderen GrÃ¼nden als das Sozialgericht, zu dem
Ergebnis gekommen, dass die Klage abzuweisen gewesen ist. Sie ist wegen
VersÃ¤umung der Klagefrist unzulÃ¤ssig gewesen.

Die Klage ist binnen eines Monats nach Zustellung des Verwaltungsakts zu erheben;
die Frist betrÃ¤gt bei Zustellung im Ausland drei Monate (Â§ 87 Abs.1 SGG).

Vorliegend bleibt unklar, ob der Widerspruchsbescheid vom 29.08.1997 dem
KlÃ¤ger zweimal, am 05.09.1997 und am 04.11.1997, oder nur am 04.11.1997
zugestellt worden ist. Zwar sprechen alle Daten auf dem ersten RÃ¼ckschein
dafÃ¼r, dass der Widerspruchsbescheid bereits am 05.09.1997 dem KlÃ¤ger
zugegangen ist; so ist die Unterschrift des KlÃ¤gers, die Unterschrift des Zustellers,
und zweimal das Datum (handschriftlich sowie Poststempel des serbischen
Postamts) vorhanden. Gleichwohl bestehen gewisse Zweifel, weil der
Widerspruchsbescheid auf unbekannten Wegen wieder bei der Beklagten am
16.10.1997 (laut Poststempel) eingegangen ist, die daraufhin eine zweite Zustellung
veranlasste. Die nÃ¤heren UmstÃ¤nde sind nicht mehr zu klÃ¤ren, weil weder der
Briefumschlag noch ein Aktenvermerk vorhanden sind. Wird zu Gunsten des
KlÃ¤gers davon ausgegangen, dass die Zustellung des Widerspruchsbescheides erst
am 04.11.1997 erfolgt ist, Ã¤ndert dies jedoch nichts am Ergebnis, auch dann ist
die Klagefrist versÃ¤umt.

Die Frist beginnt mit dem Tag nach der Zustellung (04.11.1997), also am
05.11.1997, zu laufen, und endet in der Regel nach drei Monaten, also mit dem
04.02.1998 (Â§ 64 Abs.1 und 2 SGG); nachdem der 04.02.1998 ein Samstag
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gewesen ist, endet die Frist erst mit Ablauf des nÃ¤chsten Werktages, dem
06.02.1998.

Die Klage ist aber erst am 16.02.1998 beim Sozialgericht eingegangen. Dieses
Datum und nicht das der Aufgabe der Klageschrift zur Post ist entscheidend;
unabhÃ¤ngig davon muÃ� darauf hingewiesen werden, dass der KlÃ¤ger seinen
Schriftsatz erst am 09.02.1998 zur Post gegeben hat, als die Klagefrist bereits
abgelaufen gewesen ist.

Die VersÃ¤umung der Klagefrist wird nicht dadurch geheilt, dass das Sozialgericht
dies Ã¼bersehen und in der Hauptsache entschieden hat.

Ã�ber die Wiedereinsetzung in den vorigen Stand bei schuldloser VersÃ¤umnis (Â§
67 Abs.1 SGG) kann nur ausdrÃ¼cklich entschieden werden (Â§ 67 Abs.4 SGG); eine
stillschweigende Wiedereinsetzung ist nicht mÃ¶glich (Meyer-Ladewig, SGG, 6.
Auflage, Rdnr.18 zu Â§ 67 mit Hinweisen auf die Rechtsprechung). Ein Beschluss
des Sozialgerichts Ã¼ber die Wiedereinsetzung ist nicht ergangen; das Sozialgericht
hat auch nicht in seinem Urteil in den EntscheidungsgrÃ¼nden hierÃ¼ber
entschieden, sondern diesen Punkt schlichtweg Ã¼bergangen. Es fehlen nicht nur
jegliche Vermerke Ã¼ber die einschlÃ¤gigen Tatsachen (Zeitpunkt der Zustellung
des Widerspruchsbescheides und des Klageeingangs) und entsprechende
Feststellungen (VersÃ¤umung der Klagefrist, eventuelle
WiedereinsetzungsgrÃ¼nde), sondern auch eine Entscheidung, dem KlÃ¤ger die
VersÃ¤umnis nachzusehen oder Wiedereinsetzung nicht zu gewÃ¤hren. Vielmehr
hat das Sozialgericht das Problem nicht erkannt, als es insoweit nur feststellte: "Die
form- und fristgerecht erhobene Klage ist zulÃ¤ssig, jedoch unbegrÃ¼ndet".

Das Sozialgericht hÃ¤tte dem KlÃ¤ger auch nicht Wiedereinsetzung in den vorigen
Stand gewÃ¤hren dÃ¼rfen, denn GrÃ¼nde hierfÃ¼r lagen nicht vor. Ein
Sachverhalt, dass der KlÃ¤ger an der Wahrung der Klagefrist gehindert worden
wÃ¤re, obwohl er diejenige Sorgfalt aufgewendet hat, die einen gewissenhaften
ProzessfÃ¼hrenden nach den gesamten UmstÃ¤nden nach allgemeiner
Verkehrsanschauung vernÃ¼nftigerweise zuzumuten ist, ist weder nachgewiesen
noch glaubhaft.

Anhaltspunkte dafÃ¼r, dass der KlÃ¤ger (vorÃ¼bergehend) nicht willens- und/oder
handlungsfÃ¤hig gewesen ist, sind nicht ersichtlich. Nach allen vorliegenden
Ã¤rztlichen Unterlagen ist die GeschÃ¤ftsfÃ¤higkeit zu bejahen und liegt kein
Tatbestand auf neurologisch-psychiatrischem Gebiet oder in einem anderen Bereich
vor, der zu diesbezÃ¼glichen BefÃ¼rchtungen Anlass geben kÃ¶nnte. Eine
tiefgehende Depression bestand nicht. Die SehfÃ¤higkeit des KlÃ¤gers war zwar
eingeschrÃ¤nkt, er konnte aber nach dem Ergebnis der Beweisaufnahme unter
Zuhilfenahme einer Brille Zeitungsdruck lesen; im Ã�brigen wÃ¤re auch die
Zuhilfenahme dritter Personen zumutbar gewesen. Der Diabetes hat den KlÃ¤ger
nach dessen eigenen Angaben in der GehfÃ¤higkeit 1997/98 etwas eingeschrÃ¤nkt
(anfangs Wegstrecken in einer Zeit bis zu 30 Minuten; zuletzt, bei Dr.K. , ein Weg
von ca. einem km, nach einer Pause der RÃ¼ckweg von einem weiteren km; laut
Schriftsatz des KlÃ¤gers vom 11.04.2001 wegen spÃ¤terer Verschlechterung des
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Gesundheitszustandes weniger als 500 m). Dies hat ihn aber in den vergangenen
Jahren nicht gehindert, zu den ambulanten Behandlungen und
Kontrolluntersuchungen in Serbien zu erscheinen, wie die vorhandenen Ã¤rztlichen
Unterlagen ausweisen; abgesehen davon wÃ¤re es ihm auch zur Jahreswende
1997/98 zumutbar gewesen, unter Zuhilfenahme von Verkehrsmitteln und
gegebenenfalls dritter Personen seine Berufungsschrift rechtzeitig zur Post zu
geben.

Ebensowenig war der KlÃ¤ger durch stationÃ¤re Behandlungen gehindert, sich
fristgerecht um die Besorgung seiner Angelegenheiten zu kÃ¼mmern. Seine
Krankenhausaufenthalte nur zur medikamentÃ¶sen Regulierung des Blutzuckers
und der Entfernung einer gutartigen HautverÃ¤nderung sind bekannt (28.11. bis
13.12.1996, 05. bis 13.10.1998 und 23.03. bis 09.04.2001) und fielen nicht in den
Lauf der Klagefrist.

Die "schuldhafte" VersÃ¤umung der Klagefrist hat zur Folge, dass es in erster
Instanz an einer Prozessvoraussetzung fehlte. Die Klage hÃ¤tte als unzulÃ¤ssig und
nicht als unbegrÃ¼ndet abgewiesen werden mÃ¼ssen. Dies ist auch in zweiter
Instanz noch zu berÃ¼cksichtigen. Der Urteilsspruch (Tenor) des Sozialgerichts, der
allein in Rechtskraft erwÃ¤chst, war allerdings zu "bestÃ¤tigen", denn dieser ist im
Ergebnis richtig, und auf die unzutreffende UrteilsbegrÃ¼ndung kam es nicht
maÃ�gebend an. Wegen der teils unterschiedlichen Wirkung der Rechtskraft bei
Sach- und Prozessurteilen hat der Senat im Tenor seiner eigenen Entscheidung den
zutreffenden rechtlichen Sachverhalt klargestellt.

Die Berufung war mit der Kostenfolge aus Â§ 193 SGG zurÃ¼ckzuweisen.

GrÃ¼nde fÃ¼r die Zulassung der Revision gemÃ¤Ã� Â§ 160 Abs.2 Nrn.1 und 2 SGG
sind nicht ersichtlich.

Erstellt am: 08.10.2003

Zuletzt verändert am: 22.12.2024
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